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Die Steuerbefreiung des Existenzminimums könnte Schwelleneffekte vermeiden. Bild: Keystone

Bundesrat äussert sich zur Besteuerung
der Sozialhilfe

NACHRICHTEN

Mehr Sozialhilfefälle in

den Schweizer Städten
Die Städteinitiative Sozialpolitik hat aktuelle

ZahlenzurSozialhilfeveröffentlicht.Dieunter-

suchten Städte verzeichneten im Jahr 2013

2,5 Prozent mehr Sozialhilfefälle als im

Vorjahr. Insbesondere im Langzeitvergleich

zeigen sich grosse Unterschiede zwischen

den einzelnen Städten: Seit 2006 haben die

Fallzahlen in Biel (rund 20 Prozent) und in

Lausanne (rund 30 Prozent) stark

zugenommen, während sie in kleineren Städten

der Deutschschweiz sowie auch in Zürich

und Basel um 10 bis 15 Prozent gesunken
sind. Das Sozialhilferisiko ist nach wie vor in

der Westschweiz und in den grossen Städten

der Deutschschweiz besonders hoch.

Gesamtrechnung der
sozialen Sicherheit
Die Ausgaben für die Leistungen der sozialen

Sicherheit in der Schweiz betrugen im

Jahr 2012 insgesamt 147,4 Milliarden Franken.

Dies entspricht einem Anstieg gegenüber

dem Vorjahr von 4,1 Prozent. Auch die

Gesamteinnahmen haben um 2,8 Prozent

zugenommen und beliefen sich im Jahr
2012 auf 188,9 Milliarden Franken, wie die

Gesamtrechnung der sozialen Sicherheit

des Bundesamts für Statistik zeigt. Auf die

Sozialhilfe entfiel mit 2,4 Milliarden Franken

ein sehr kleiner Anteil - 1,6 Prozent - der

Gesamtausgaben für Sozialleistungen.

Neue SKOS-Grundlagen-
papiere für Rechtsfragen
Die SKOS-Kommission für Rechtsfragen hat

zwei neue Grundlagenpapiere erarbeitet. Das

«Grundlagenpapier zur Unterstützung von

Personen des Asyl- und Flüchtlingsbereichs»
bietet eine Übersicht zu den verschiedenen

Status von Asylsuchenden und Flüchtlingen
und zeigt die daraus resultierenden

Unterstützungsgrundsätze für die Sozialhilfe

auf. Es erklärt, wer für die Ausrichtung von
Sozialhilfe zuständig ist und wer welche

Ansprüche auf Unterstützung hat. Das

«Grundlagenpapier zur medizinischen
Nothilfe bei Touristinnen und Touristen» erläutert

die Rechtsgrundlagen zur Finanzierung

von medizinischen Notfällen von Touristinnen

und Touristen durch Sozialhilfeorgane
und gibt Empfehlungen zum Umgang mit

Kostengutsprachegesuchen ab.

Der Bundesrat hat im Mai einen Bericht

verabschiedet, der aufzeigt, dass sowohl die

alleinige Steuerbefreiung des Existenzminimums

als auch die Besteuerung der

Sozialhilfeleistungen in Kombination mit der

Steuerbefreiung des Existenzminimums
Schwelleneffekte und negative Erwerbsanreize

verhindern könnten. Der Bericht
basiert auf einer wissenschafdichen Analyse,

die die eidgenössische Steuerverwaltung
der SKOS in Auftrag gegeben hatte. Der
Bundesrat kommt zu der Schlussfolge-

Anneliese Zingg-Züllig, Geschäftsleitungsmitglied

der SKOS von 1996 bis 2004, ist

am 17. Juli gestorben. Wenige Wochen

zuvor war sie anlässlich der Verabschiedung
von Walter Schmid als SKOS-Präsident

noch mit uns zusammen. Es war ein
strahlendes und freundschaftliches Wiedersehen

- wir wussten um Annelieses Erkrankung.

Sie lebte in den letzten Jahren
zwischen Hoffen und Bangen. Es schien, als

vermöchten ihre Lebensfreude, ihre Zuversicht

und ihr Lachen jede Krankheit zu

besiegen.
Als Geschäftsleitungsmitglied war Anneliese

Zingg-Züllig zuständig für das Ressort

Finanzen. Ihre reichen Erfahrungen als

Verantwortliche eines innovativ geführten

rung, dass es aufgrund steuersystematischer

Überlegungen richtig wäre, Unter-
stützungsleistungen zu besteuern. Aus
Sicht der Sozialhilfe und in ihrer Position
als Fachverband zieht die SKOS einen
anderen Schluss: Die Besteuerung der
Sozialhilfeleistungen würde ins Existenzminimum

eingreifen, die Steuergerechtigkeit
verletzen und für den Staat ein Nullsummenspiel

darstellen. Die SKOS befürwortet
daher die Variante der alleinigen Steuerbefreiung

des sozialen Existenzminimums.

städtischen Sozialdienstes in einem

bürgerlich geprägten Umfeld und ihre
Dialogfähigkeit waren für unsere Verbandsarbeit

besonders wertvoll. Zuversicht, Sachverstand,

Verantwortung und Lebensnähe

prägten ihr Wirken. Anneliese verstand es,

mit eigenständigen Positionen und Idaren

Haltungen der Sozialhilfe Profil zu geben.
Ihre Achtsamkeit und Nähe zu den
Menschen mit ihren Stärken und Schwächen

gaben ihrem Engagement in der Sozialhilfe

besondere Glaubwürdigkeit und
Verbindlichkeit. Ihre Herzlichkeit und ihr
Humor trugen ganz wesendich zu einer guten
und kollegialen Zusammenarbeit bei.

Walter Schmid, Andrea Mauro Ferroni

Zum Abschied von Anneliese Zingg-Züllig
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